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P O S T U L A T von Ornella Ferro (Grüne, Uster), Peter Ritschard (EVP, Zürich) und Eva 

Gutmann (GLP, Zürich) 
 
betreffend Öffentliche Beschaffung von Computern, die nach IAO-Standards herge-

stellt werden  
________________________________________________________________________ 
 
 
Der Regierungsrat wird ersucht, bei der Computerbeschaffung in der kantonalen Verwaltung 
die fundamentalen Arbeitsrechte der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) zu beachten. 
Damit diese Rechte respektiert werden, wird die kantonale Verwaltung beauftragt, eine Kriti-
erienliste zu entwicklen und verbindlich einzusetzen.  
Auf diese Weise können Unternehmen, die auf eine öffentliche Beschaffungsanfrage reagie-
ren, auf ihre Politik der sozialen Verantwortung hin überprüft werden. 
 
 Ornella Ferro 
 Peter Ritschard 
 Eva Gutmann 
 
Begründung: 
 
Computer werden heute meist in sogenannten Freihandelszonen in China, Thailand oder 
auch Mexiko produziert. Diese Zonen bieten transnationalen Unternehmen, wie den grossen 
Computerfirmen, optimale Produktionsbedingungen. Darunter leiden jedoch die Arbeitneh-
menden in den Fabriken: die ausbezahlten Löhne liegen oft unter dem Existenzminimum, 
der Schutz von Chemikalien bei der Arbeit ist ungenügend, die täglich zu leistende Arbeits-
zeit liegt meist über 10 Stunden und die wöchentlichen Ruhetage fallen teilweise für mehrere 
Monate aus. Aber auch die Beschäftigung von Kindern in den Computerfabriken erweist sich 
als ernst zu nehmendes Problem, das dringenden Handlungsbedarf erfordert.  
 
Beim Kauf von Computern durch die kantonale Verwaltung soll beachtet werden, dass bei 
deren Produktion sozial verantwortungsvolle Arbeits- und Produktionsbedingungen gelten. 
Ebenso sollen die fundamentalen Arbeitsrechte respektiert werden. Diese sind von der In-
ternationalen Arbeitsorganisation (IAO) definiert und von der Schweizer Regierung aner-
kannt. Es sind dies:  

 
-die Freiheit auf Versammlung und kollektive Verhandlung; 
-die Nicht-Diskriminierung;  
-das Verbot der Zwangsarbeit;  
-das Verbot der Kinderarbeit;  
-die Gleichbehandlung von Mann und Frau.  

 
Hinzu kommt die Respektierung der nationalen Gesetzgebung des Produktionslandes durch 
die Unternehmen.  
 
Um zu garantieren, dass die Unternehmen, die auf eine öffentliche Beschaffungsanfrage re-
agieren, auch die fundamentalen Arbeitsrechte respektieren, wird eine Kriterienliste entwi-
ckeln und angewendet, die es erlaubt, die Politik der sozialen Verantwortung der Unterneh-
men zu evaluieren. Für die Evaluation ist es sinnvoll, mit externen Experten zusammenzuar-
beiten. 
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